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S t r a f r e c h t
Trunkenheitsfahrt in Parkhaus ist auch 
strafbar
Das Bayerische Oberste Landesgericht 
hat die Revision eines Angeklagten, der 
wegen einer Trunkenheitsfahrt in einem 
Parkhaus verurteilt wurde, als unbegrün-
det verworfen.
Nach den Feststellungen des Berufungs-
urteils des Landgerichts Nürnberg-Fürth 
wollte der Angeklagte mit einem Fir-
menfahrzeug aus einem Parkhaus in der 
Nürnberger Innenstadt ausfahren. Er war 
zu diesem Zeitpunkt mit knapp 2 % Pro-
mille erheblich alkoholisiert. Als eine Mit-
arbeiterin des Parkhauses dies bemerkte, 
sperrte sie kurzerhand die Ausgangs-
schranke und verhinderte auf diese Wei-
se das Ausfahren des Angeklagten. Der 
Angeklagte setzte daraufhin mit seinem 
Fahrzeug zu einem Parkplatz zurück.

Das Amtsgericht Nürnberg hat den Ange-
klagten wegen fahrlässiger Trunkenheit 
im Verkehr zu einer Geldstrafe von 35 Ta-
gessätzen zu je 55 Euro verurteilt und den 
Fahrerlaubnisentzug mit einer Sperrfrist 
von drei Monaten angeordnet. Das Land-
gericht Nürnberg-Fürth hat die Berufung 
des Angeklagten gegen das Urteil des 
Amtsgerichts als unbegründet verworfen. 
Gegen das Berufungsurteil legte der An-
geklagte Revision zum Bayerischen Ober-
sten Landesgericht ein. Er sah sein Han-
deln nicht als strafbar an, weil er mit dem 
Fahrzeug nicht im Straßenverkehr ge-

fahren sei. Dadurch, dass die Ausgangs-
schranke kurzfristig gesperrt worden sei, 
habe er das private Parkhaus nicht verlas-
sen können, er sei daher nicht im öffentli-
chen Verkehrsraum gefahren.
Das Bayerische Oberste Landesgericht 
bestätigte das Urteil des Landgerichts 
Nürnberg-Fürth. Das Parkhaus sei eine 
öffentliche Verkehrsfläche im Sinne des 
Straßenverkehrsrechts. Dies gelte un-
geachtet der konkreten Eigentumsver-
hältnisse und jedenfalls während der 
allgemeinen Betriebszeiten. Daran än-
dere auch eine kurzzeitige Sperrung der 
Ausgangsschranke nichts, zumal die bei-
den Einfahrtschranken weiterhin geöffnet 
waren und auch Fußgänger das Parkhaus 
betreten und verlassen hätten.
Bayerisches Oberstes Landesgericht,
Beschluss vom 13.02.2026 – 204 StRR 102/26 –

A l l g e m e i n e s  P e r s ö n l i c h k e i t s r e c h t
Kein Anspruch auf Umbettung einer 
Urne nach Umzug
Das Verwaltungsgericht Gießen hat die 
Klage einer Klägerin abgewiesen, welche 
die Umbettung der Urne ihres verstor-
benen Ehemannes begehrte.
Zum Zeitpunkt der Beisetzung des ver-
storbenen Ehemannes in einer verrott-
baren Urne auf einem Waldfriedhof im 
Gebiet der Gemeinde Wölfersheim im 
Jahr 2021 wohnte die Klägerin noch im 
Gemeindegebiet. Im Jahr 2023 beantrag-
te die Klägerin eine Umbettung der Urne 
in das Gebiet der Gemeinde Schöffen-
grund, nachdem sie dorthin umgezogen 
war. Diesen Antrag lehnte die Gemeinde 
Wölfersheim mit der Begründung ab, dass 
hierfür erforderliche besondere Gründe, 
die das öffentliche Interesse an der Wah-
rung der Totenruhe deutlich überwiegen, 
nicht vorlägen.
Zur Begründung ihrer hiergegen gerich-
teten Klage führte die Klägerin aus, dass 
eine Umbettung auch dem mutmaß-
lichen Willen des Verstorbenen entspre-
chen würde, da dieser sich mit seiner in 
der Gemeinde Wölfersheim wohnhaften 
Familie überworfen habe, was letztlich 
auch den Umzug der Klägerin erforder-
lich gemacht habe. Die Klägerin leide 
seit dem Tod ihres Ehemannes und dem 
Verlust der Wohnung in der Gemeinde 

Wölfersheim unter einer psychischen Er-
krankung. Ein Aufsuchen des Waldfried-
hofs sei ihr unzumutbar, da bereits das 
Aufsuchen des Gebietes der Gemeinde 
Wölfersheim aufgrund der dort lebenden 
Familie ihres verstorbenen Ehemannes 
psychische Belastungen hervorrufe. Dem 
ist die Gemeinde Wölfersheim u. a. mit 
dem Verweis darauf, dass die Totenasche 
den gleichen Anspruch auf pietätvolle 
Behandlung und Wahrung der Totenru-
he wie eine erdbestattete Leiche genieße, 
entgegengetreten.

Das Gericht führte in seiner Entscheidung 
aus, dass nach den heranzuziehenden ge-
setzlichen Bestimmungen zwar der Schutz 
der Totenruhe bei der Umbettung von Ur-
nen gegenüber demjenigen bei der Um-
bettung von Leichen abgeschwächt sei. 
Das nichtsdestotrotz bestehende Erfor-
dernis eines besonderen Grundes für die 
Umbettung einer Urne sei jedoch Ausfluss 
des postmortalen Persönlichkeitsrechts 
und damit der über den Tod hinaus fort-
wirkenden Würde des Menschen, welche 
den Schutz der Totenruhe gebiete. Ein sol-
cher besonderer Grund könne nicht allein 
in einem Wohnsitzwechsels der Totenfür-
sorgeberechtigten gesehen werden, da 
dies in einer modernen Gesellschaft dazu 
führen könnte, dass Urnen mehrfach, 
insbesondere bei jedem Umzug, umzu-
betten wären. Auch lasse sich aus dem 
Zerwürfnis des Verstorbenen mit seiner 
Familie nicht mit hinreichender Sicherheit 
dessen mutmaßlicher Wille bezogen auf 
eine Umbettung feststellen. Letztliche sei 
im Fall der Klägerin auch nicht davon aus-
zugehen, dass diese auf die Umbettung 
der Urne zur Stabilisierung ihres Gesund-
heitszustandes angewiesen sei.
Verwaltungsgericht Gießen,
Urteil vom 01.06.2026 – 8 K 165/25.GI  –
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Trotz gewissenhafter Bearbeitung der 
Beiträge kann eine Haftung für die Inhalte 
nicht übernommen werden. Verbindliche 
Auskünfte können nur im Rahmen eines 
Mandatsverhältnisses erteilt werden. 
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V e r t r a g s r e c h t
Widerrufsrecht gilt auch für Stream-
ing-Abonnement
Auch wer ein Streaming-Abo abschließt, 
hat ein Widerrufsrecht. Dies hat der Euro-
päische Gerichtshof entschieden. Der kleine 
Haken: Für die bis zum Widerruf genutzte 
Leistung muss der Verbraucher aber zahlen.
Die private österreichische Fernsehgesell-
schaft Sky Österreich bietet in Österreich 
die Streaming-Abonnements „Sport & Live 
TV“ sowie „Fiction & Live TV“ an. Um eines 
dieser Abonnements über das Internet ab-
schließen zu können, muss der Kunde eine 
Vertragsklausel akzeptieren, wonach die 
Erfüllung des Vertrags vor Ablauf der Wi-
derrufsfrist von 14 Tagen beginnt und er 
hierdurch sein Widerrufsrecht verliert (über 
das man bei einem im Fernabsatz geschlos-
senen Vertrag normalerweise verfügt).

Eine Verbraucherschutzorganisation klagte 
gegen den Streaming-Anbieter. Diese ficht 
diese Klausel vor den österreichischen Ge-
richten an. Bei einem Streaming- Abonne-
ment handele es sich um die Bereitstellung 
einer „digitalen Dienstleistung“, so dass 
das Widerrufsrecht nicht ausgeschlossen 
werden könne. Sky Österreich ist hingegen 
der Ansicht, dass sie „digitale Inhalte“ be-
reitstelle. Folglich könne der Verbraucher 
sein Widerrufsrecht verlieren, wenn er dem 
Beginn der Vertragserfüllung vor Ablauf der 
Widerrufsfrist zustimme.
Der Europäische Gerichtshof urteilte, dass 
der Verbraucher ein Widerrufsrecht habe. 
Die Bereitstellung eines Streamingdiensts, 
in dessen Rahmen der Kunde über einen 
Link oder eine digitale Anwendung auf di-
gitale Daten zugreifen kann, die auf einem 
Server gespeichert sind, um diese live, auf 
Abruf oder auch offline anzusehen, nach-
dem er sie auf einen eigenen Speicher 
heruntergeladen hat, falle nicht unter die 
Bereitstellung digitaler Inhalte, sondern 
unter die Bereitstellung einer digitalen 
Dienstleistung, wenn das Angebot einen 
dynamischen Charakter aufweist, der über 
die bloße zuverlässige und gegebenenfalls 
fortlaufende Bereitstellung spezifischer In-
halte hinausgeht.
Die Interessen des Anbieters würden aus-
reichend geschützt, weil ein Kunde, der 
sein Widerrufsrecht ausübt, nachdem er 
vom Anbieter verlangt hat, während der 
Widerrufsfrist mit der Vertragserfüllung zu 
beginnen, nämlich eine angemessene Ent-
schädigung zu zahlen habe. Diese werde 
grundsätzlich anhand der Nutzungsdauer, 
gegebenenfalls aber auch nach Maßgabe 
des wirtschaftlichen Wertes der angese-
henen Inhalte berechnet.
Europäischer Gerichtshof,
Urteil vom 09.07.2026 – C-234/25 –

N a c h b a r r e c h t
Keine Beleuchtung zwischen 22.00 und 
6.00 Uhr
Ein Nachbar muss Lichtimmissionen von der 
Zufahrt eines anderen Nachbarn in der Zeit 
zwischen 22.00 und 6.00 Uhr nicht hinneh-
men. Er kann nicht darauf verwiesen wer-
den, Rollläden anzubringen, um die Lich-
timmissionen abzuwehren. Dies geht aus 
einem Urteil des Amtsgerichts München 
hervor.
Zwei Nachbarn stritten sich über die von 
einem der Nachbarn auf der Zufahrt zu des-
sen Grundstück angebrachte Beleuchtung. 
Die Zufahrt zum hinteren Grundstück führt 
in nur einem Meter Abstand an der Haus-
fassade des vorderen Nachbarn vorbei. An 
der Zufahrt sind gegenüber von der Haus-
fassade drei Lampen installiert, welche mit 
einem Bewegungsmelder versehen sind. 
Die Lampen leuchten durchgehend abge-
schwächt und bei Erkennen einer Bewegung 
verstärkt. Die Eigentümer des vorderen 
Hauses beklagten, dass durch die Lampen 
ihr Wohnzimmer im Erdgeschoss hell er-
leuchtet werde, im Schlafzimmer im ersten 
Stock werde die Decke erleuchtet. Dies sei 
geeignet, Schlafstörungen hervorzurufen.
Die Eigentümerin der Grundstückszufahrt 
verwehrte sich hiergegen unter Verweis auf 
die Ortsüblichkeit und Verkehrssicherheit 
und verwies ihre Nachbarn darauf, die Roll-
läden herunterzulassen. Die Eigentümer des 
vorderen Grundstücks verklagten schließlich 
ihre Nachbarin vor dem Amtsgericht Mün-
chen auf Unterlassung der Beleuchtung, 
hilfsweise auf Unterlassung der Beleuch-
tung in einer beeinträchtigenden Weise. 
Das Amtsgericht München gab der weitest-
gehend statt und verurteilte die Nachbarin, 
es zu unterlassen, die Lampen in ihrer jet-
zigen Form zwischen 22:00 Uhr und 06:00 
Uhr in Betrieb zu nehmen.
Der Kläger sei nicht zur Duldung der ver-
ursachten Lichtimmissionen verpflichtet. Er 
habe einen Abwehranspruch gem. §§ 906, 
1004 BGB, da das von den installierten Lam-
pen ausgehende Licht zu einer wesentlichen 
Beeinträchtigung der führt. Maßgebliche 
Kriterien für die Beurteilung der durch Lich-
timmissionen verursachten Belästigungen 
sind zum einen die Raumaufhellung und 
zum anderen die als psychologische Blen-
dung bezeichnete Störempfindung. Eine 
Raumaufhellung sei anzunehmen, wenn die 
Immission des Lichts zu einer signifikant er-
höhten Helligkeit des Raumes mit der Folge 
führt, dass die Nutzung eines Wohnbereichs 
(etwa Schlafzimmer oder Wohnzimmer) 
eingeschränkt ist. Eine (psychologische) 
Blendung werde hingegen angenommen, 
wenn durch eine Lichtquelle in der Nach-
barschaft zwar auf Grund der Entfernung 
oder Eigenart der Lichtquelle keine oder 
keine übermäßige Aufhellung erzeugt wird, 
eine Belästigung aber aus psychologischen 
Gründen vorliegt.
Der Umfang der Verkehrssicherungspflicht 
richte sich nach dem, was ein vernünftiger 
Benutzer an Sicherheit erwarten darf. Der 
Zugangsbereich sie ordnungsgemäß ange-
legt und gefahrlos. Die Beklagte müsse kei-
ne Beleuchtung mit Bewegungsmelder an-
bringen, die bei Annäherung von Besuchern 
den Gehweg ausleuchtet. Das überspanne 

die Anforderungen an eine zumutbare Ver-
kehrssicherung.
Die Installation und der Betrieb der drei 
Lampen zumindest während der Nachtzeit 
sei nicht durch eine Verkehrssicherungs-
pflicht gerechtfertigt. Soweit die Beklagte 
nicht im Dunkeln die Zufahrt zu ihrem Haus 
benutzen will, müsse sie solche Lampen an-
bringen, die ausschließlich nach unten ab-
strahlten und die Kläger nicht beeinträch
tigten.
Die Kläger müssten sich auch nicht darauf 
verweisen lassen, die Rollläden nachts he-
rabzulassen oder blickdichte Vorhänge an-
zuschaffen.
Amtsgericht München,
Urteil vom 10.02.2026 – 173 C 9993/25 –

W o h n u n g s e i g e n t u m s r e c h t
Klimaanlage auf Balkon
Ein Wohnungseigentümer kann von der 
Gemeinschaft der Wohnungseigentümer 
grundsätzlich die Gestattung des Einbaus 
eines Klima-Splitgeräts auf seinem Balkon 
verlangen. Dies hat der Bundesgerichtshof 
entschieden.
Die Kläger sind Mitglieder der beklagten 
Gemeinschaft der Wohnungseigentümer. 
Auf einer Eigentümerversammlung im De-
zember 2023 beantragten sie, ihnen den 
Einbau eines Klima-Splitgeräts auf dem zu 
ihrer Wohnung gehörenden Balkon zu ge-
statten. Dieser Beschlussantrag fand keine 
Mehrheit
Das Amtsgericht hat die von den Klägern 
erhobene Beschlussersetzungsklage abge-
wiesen. Auf die Berufung der Kläger hat das 
Landgericht das Urteil abgeändert und den 
Gestattungsbeschluss - mit näheren Vorga-
ben u.a. zur Art des Klima-Splitgeräts und 
zum Betriebsmodus - ersetzt. Der Bundes-
gerichtshof hat das Urteil des Landgerichts 
bestätigt. 
Es sei nicht zu beanstanden, dass das Land-
gericht einen Anspruch auf Gestattung des 
Einbaus eines für den heimischen Markt 
zugelassenen Klima-Splitgeräts auf dem 
Balkon der Kläger bejaht hat. Optische Be-
einträchtigungen durch das Klima-Splitge-
rät mache die beklagte Gemeinschaft hier 
schon nicht geltend. Bedenken würden viel-
mehr vor allem mit Blick auf die bei (spä-
terer) Nutzung des Klima-Splitgeräts ent-
stehenden Geräusche erhoben. Solche bei 
der Nutzung voraussichtlich auftretenden 
Geräusche stünden einem Gestattungsan-
spruch aber regelmäßig nicht entgegen. 
Anders könne es nur sein, wenn ausnahms-
weise bereits feststeht, dass Immissionen 
nach der Verkehrsanschauung zu einer Be-
einträchtigung nicht zustimmender Woh-
nungseigentümer führen werden.
Bundesgerichtshof,
Urteil vom 17.07.2026 – V ZR 162/25 –
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